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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Der Ständerat lehnte die zuvor im Nationalrat angenommene Motion der WBK-NR zur
Verringerung der sozialen Selektivität in der Herbstsession 2020 stillschweigend ab.
Gemäss Benedikt Würth (cvp, SG) war das Anliegen der Motion im Rahmen der BFI-
Botschaft 2021–2024 aufgenommen worden, es bestehe daher kein Handlungsbedarf
mehr. Die WBK-SR bleibe bei diesem Thema aber am Ball, sie werde sich in einer ihrer
nächsten Sitzungen intensiv mit der Thematik auseinandersetzen und dabei eine
Auslegeordnung über die Bereiche soziale Selektivität, Integrationsagenda und
Lehrstellenmarkt vornehmen. 1

MOTION
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Grundschulen

Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2020 mit der parlamentarischen
Initiative Aebischer (sp, BE) mit dem Titel «Chancengerechtigkeit vor dem
Kindergartenalter». Für die Kommissionsmehrheit erläuterte Andrea Gmür-
Schönenberger (cvp, LU) noch einmal die Bedeutung der Vorlage sowie ihre finanziellen
Konsequenzen und plädierte für die Zustimmung zur Initiative. Sie schloss ihr Votum
mit der Bemerkung, dass der Bund mit dieser Vorlage die Kantone bei der Erarbeitung
von Konzepten zur frühen Förderung lediglich unterstützen könne; die Subsidiarität
bleibe also gewahrt. Benedikt Würth (cvp, SG) als Sprecher der Kommissionsminderheit
sah dies anders. Da die überwiegende Mehrheit der Kantone und Gemeinden im
Bereich der frühen Förderung viel unternehme, sei diese parlamentarische Initiative
nicht sinnvoll und untergrabe vielmehr das Prinzip der Subsidiarität. Sie sorge dafür,
dass es zu Mitnahmeeffekten komme, indem der Bund Projekte unterstütze, die auch
ohne Bundesgelder durchgeführt worden wären. Zudem könnten die Kantone und
Gemeinden darauf setzen, dass der Bund sein einmal begonnenes Engagement
weiterführe und dafür auch die finanziellen Mittel erhöhen würde, ohne dass die
Kantone und Gemeinden selber investieren müssten. Diese Bedenken, unterstützt
durch das Votum von Bundesrat Berset, dass die Politik der frühen Kindheit in der
Kompetenz der Gemeinden und Kantone liege, vermochte die Mehrheit des Ständerates
zu überzeugen: Die grosse Kammer stimmte mit 24 zu 18 Stimmen gegen Eintreten auf
die Vorlage. Als nächstes wird sich wiederum der Nationalrat mit dem Geschäft
befassen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Hochschulen

In der Wintersession 2020 beugten sich sowohl National- als auch Ständerat je ein
zweites Mal über die Änderung des ETH-Gesetzes. Die Räte konnten sich dabei im
Bereich Videoüberwachung einigen. Es soll von nun an möglich sein, Videoaufnahmen
nicht nur in Verfahren, sondern auch in anonymisierter Form zur Schulung und zur
Unfallverhütung zu gebrauchen. Es bestehen jedoch weiterhin zwei Differenzen: Die
Räte waren sich uneins, wer die Mitglieder der internen ETH-Beschwerdekommission
wählen soll. Der Nationalrat und der Bundesrat sprachen sich für den ETH-Rat aus, der
Ständerat präferierte den Bundesrat als Wahlbehörde. Bei der Frage des
Beschwerderechts gegen Entscheide des ETH-Rates brachte Benedikt Würth (cvp, SG)
im Ständerat erfolgreich einen Antrag ein, der dem Nationalrat entgegenkommen soll.
Dieser Antrag sieht vor, dass in einigen Bereichen eine Beschwerde gegen Entscheide
des ETH-Rates eingereicht werden kann, in anderen Gebieten, etwa beim
Personalwesen, müsse der ETH-Rat aber endgültig entscheiden können. Als nächstes
wird sich wieder der Nationalrat mit der Gesetzesrevision befassen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB SR, 2020, S. 1037 f.
2) AB SR, 2020, S. 724 ff.
3) AB NR, 2020, S. 2447 ff.; AB SR, 2020, S. 1339 ff.
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